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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 13 R 287/10 B 
 
L 5 R 486/09 (Sächsisches LSG) 
S 33 R 745/07 (SG Dresden) 
 
 
 
………………………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Georg-Schumann-Straße 146, 04159 Leipzig, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. Oktober 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l    sowie den Richter   G a s s e r  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Sächsischen Landessozialgerichts vom 13. Juli 2010 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 13.7.2010 hat das Sächsische LSG einen Anspruch der Klägerin auf Gewährung 

einer Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim BSG 

Beschwerde eingelegt. Sie beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Begründung vom 6.9.2010 

genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil der allein geltend gemachte Zulassungs-

grund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG nicht ord-

nungsgemäß dargelegt worden ist (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. 

Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichti-

gung der höchstrichterlichen Rechtsprechung aufzeigen, welche Fragen sich stellen, dass 

diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der 

Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte 

Revisionsverfahren eine solche Klärung erwarten lässt (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und 

§ 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59, 65). 

 

Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin eine Rechtsfrage, 

ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheb-

lichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Ent-

scheidung (sog Breitenwirkung) darlegen (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Die-

sen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin bezeichnet als grundsätzlich bedeutsam die Frage, "ob bei der Frage der betriebs-

unüblichen Pausen und damit einhergehenden Vermutung der Verschlossenheit des allgemei-

nen Arbeitsmarktes auf die Möglichkeit der arbeitsrechtlichen Durchsetzbarkeit der 

notwendigen Pausen abzustellen ist bzw. ob bei einer notwendigen Pause von 15 Minuten nach 

zwei Stunden Arbeitszeit von betriebsunüblichen Pausen auszugehen ist und dadurch der 

allgemeine(n) Arbeitsmarkt verschlossen ist." 

 

Es kann dahinstehen, ob die Klägerin damit konkrete Rechtsfragen formuliert hat. Denn sie 

zeigt in der Beschwerdebegründung nicht hinreichend auf, dass sich die Beantwortung der 

gestellten Fragen nicht schon aus dem Gesetz ergibt. Der bloße Hinweis auf § 4 

Arbeitszeitgesetz ist hierfür nicht ausreichend. Vor allem aber fehlt es der 
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Beschwerdebegründung an jeglicher Auseinandersetzung mit höchstrichterlicher 

Rechtsprechung. Hierzu hätte aber hinreichend Anlass bestanden, weil sich das LSG in seinen 

Entscheidungsgründen auf jedenfalls eine einschlägige Entscheidung des BSG (Urteil vom 

19.8.1997 - 13 RJ 11/96 - Parallelentscheidung zum Senatsurteil vom 20.8.1997 - 13 RJ 39/96 - 

SozR 3-2600 § 43 Nr 17) bezogen hat. Daher wäre es erforderlich gewesen, sich mit dieser 

höchstrichterlichen Rechtsprechung auseinanderzusetzen, dh näher darauf einzugehen, 

weshalb eine bereits ins Feld geführte Argumentation nicht zutrifft und eine weitere 

höchstrichterliche Klärung erforderlich erscheint (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 mwN). Als 

höchstrichterlich geklärt ist eine Rechtsfrage auch dann anzusehen, wenn das Revisionsgericht 

sie zwar noch nicht ausdrücklich entschieden hat, zur Auslegung der anzuwendenden Begriffe 

aber bereits eine höchstrichterliche Entscheidung ergangen ist, die ausreichende 

Anhaltspunkte zur Beurteilung der von der Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten 

Rechtsfrage gibt (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8). Die Auseinandersetzung mit einschlägiger 

Rechtsprechung erfordert mithin, anhand dieser Rechtsprechung zu begründen, dass Bedarf 

nach einer weiteren Entscheidung des Revisionsgerichts bestehe (vgl BSG SozR 3-1500 

§ 160a Nr 23; BSG vom 27.6.2001 - B 6 KA 6/01 B - Juris RdNr 4). Solcher Vortrag fehlt hier 

völlig. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und damit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 Satz 2 und 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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